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Meiner  Frau 





Vorwort 

Der zivilprozessuale Vergleich erfreut  sich seit Jahrzehnten einer 
ständigen Aufmerksamkeit,  während der verwaltungsgerichtliche Ver-
gleich kaum Gegenstand eingehender wissenschaftlicher Erörterung war. 
Erst die neueren Kodifikationen des Verwaltungsprozeßrechts und die 
Bedürfnisse der Praxis zogen den Prozeßvergleich des Verwaltungsrechts 
aus seiner vernachlässigten Stellung, sieht man in ihm doch eine geeig-
nete Handhabe, der ständig steigenden Flut von Verwaltungsprozessen 
Herr zu werden. Mag es noch die gegenüber der zivilprozessualen Ver-
gleichslehre verhältnismäßig junge Vergleichstheorie des Verwaltungs-
prozeßrechts sein oder mag es die Erleichterung der Praxis, die sie in 
schwierigen Prozeßlagen bei dem Notbehelf des Vergleichs empfindet, 
sein: die Orientierung am „Buchstaben des Gesetzes" ist nicht zu über-
sehen, um sich aus dem Dilemma der wohl wichtigsten Frage der Zuläs-
sigkeit des verwaltungsprozessualen Vergleichs zu befreien. 

Die Arbeit ist von der Hechtswissenschaftlichen Fakultät der Univer-
sität zu Köln als Dissertation angenommen worden. Für ihre Betreuung 
schulde ich Herrn Professor  Klaus Stern besonderen Dank. 

Mein Dank gi l t zugleich Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Broermann, 
der sich freundlicherweise  bereit erklärte, die Arbeit zu veröffentlichen. 

Bonn, im September 1970 
Jörg  Schröder 
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Einführung 

I . Der Stand der Diskussion zum verwaltungsgerichtlichen Vergleich 

Der verwaltungsgerichtliche Vergleich führt  im Gegensatz zu seiner 
praktischen Bedeutung und angesichts der großzügigen Behandlung sei-
nes ihm verwandten Rechtsinstituts auf dem Gebiet des Zivilprozeß-
rechts noch immer ein Schattendasein und hat bislang keine abgeschlos-
sene theoretische Durchleuchtung erfahren.  Erst in neuerer Zeit hat sich 
auch das Schrifttum in zunehmendem Maße des Vergleichs im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren  angenommen1. Nicht allein das Drängen 
der Praxis nach gesicherten theoretischen Erkenntnissen über den ver-
waltungsgerichtlichen Vergleich hat den Anstoß zu einem neuerdings 
breiten Interesse gegeben, sondern auch die fast gleichlautende Erwäh-
nung des ProzeßVergleichs in den Vorschriften  der jüngeren Verwal-
tungsverfahrensordnungen  w i rd zu mannigfachen Überlegungen in 
Richtung einer dem Verwaltungsstreitverfahren  angemessenen und 
systemgerechten Einordnung des Rechtsinstituts angeregt haben. Anlaß 
zu weiteren Erörterungen hat darüber hinaus die gesetzliche Regelung 
des Vergleichsvertrages in § 41 EVwVerfG und in § 122 des Allgemeinen 
Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein vom 18. 4. 19672 

gegeben. 

Noch die Abhandlung von Weitemeyer 3 beschäftigte sich im wesent-
lichen mit der Frage nach der Rechtsnatur des verwaltungsgerichtlichen 
Vergleichs und gelangte zu dem auch in der zivilprozessualen Rechtspre-
chung und Literatur vorherrschenden Ergebnis von der sog. Doppelnatur 
des Prozeßvergleichs im öffentlichen  Recht. Hingegen widmete der Autor 
der Frage nach den Grenzen der Zulässigkeit des Prozeßvergleichs im 
Verwaltungsstreitverfahren  nur wenig Raum und begnügte sich bei der 
Erarbeitung dieses so wichtigen Problems im Verwaltungsrecht mit eini-
gen Streifzügen in das Gebiet des öffentlich-rechtlichen  Vertrages4. Eine 
Untersuchung über den Prozeßvergleich im Verwaltungsstreitverfahren 
kann zwar insofern nicht an der Bestimmung seiner Rechtsnatur vorbei-

1 Hier seien beispielhaft die umfangreichen Äußerungen von Weitemeyer, 
Diss. 1966 und Löwer  i m Verw.Arch. 56,142 f. genannt. 

2 GVB11967,131 f. 
3 Ebenda, S. 27 - 87. 
4 Weitemeyer,  S. 103 - 114. 
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gehen, als dies für die im öffentlichen  Recht bedeutsame Frage der Zu-
lässigkeitsgrenzen eben notwendig ist. Dieser Zusammenhang ist allge-
mein bisher nicht hinreichend gewürdigt worden, da die Wesensbestim-
mung des Prozeßvergleichs häufig unverwertet und beziehungslos neben 
den Bemühungen steht, aus dem Wortlaut der gesetzlichen Regelung des 
verwaltungsgerichtlichen Vergleichs unmittelbar die Zulässigkeitsgren-
zen zu entwickeln5. 

Die letzten Entwicklungslinien sowohl im Schrifttum als auch in der 
Rechtsprechung zeigen aber, daß die eigentliche Schwierigkeit des ver-
waltungsprozessualen Vergleichs nicht in seiner Rechtsnaturbestimmung, 
sondern in dem Umfang seiner Zulässigkeit besteht. Dabei lassen die 
neueren Äußerungen der höheren Rechtsprechung® eine Position erken-
nen, die dem Prozeßvergleich aus praktischem, prozeßökonomischem 
und Zweckmäßigkeitsdenken ein weites Wirkungsfeld zugestehen wi l l . 
Diese Tendenz hat auch im Schrifttum 7 Beifall gefunden und durch die 
Regelungen in § 41 EVwVerf G und § 12 Landesverwaltungsgesetz 
Schleswig-Holstein die offizielle  Bestätigung und Anerkennung im 
gesetzgeberischen Bereich erhalten. 

Die innere Rechtfertigung für die immerhin problematische Ansicht 
einer weitgehenden Zulässigkeit des verwaltungsgerichtlichen Ver-
gleichs mag nicht nur allein auf das verständliche Bestreben der Praxis 
zurückzuführen  sein, ein lästiges und schwieriges Verfahren  abzukürzen 
und Arbeit zu ersparen8, sondern die richterliche Tätigkeit steht mehr 
und mehr im Dienste der Befriedung, des Ausgleichs und der Schlichtung. 
Auf dem 44. Deutschen Juristentag 19699 hat Fritz  Werner  in Blickrich-
tung auf die Wandlung richterlicher Tätigkeit gesagt, daß der vergleichs-
freudige Amtsrichter vielleicht einer der modernsten Richtertypen sei. 
Die in diesen Worten enthaltene Feststellung hat nicht nur Gült igkeit 
für den Zivilprozeß, sondern die Veränderung der Richtertätigkeit hat, 
wie die herrschende Meinung der Rechtsprechung und der Theorie zur 
Frage der Zulässigkeit des verwaltungsgerichtlichen Vergleichs bestätigt, 
ihren Einfluß auch auf die Entwicklung im Verwaltungsgerichtsverfah-
ren ausgeübt. Diese Veränderung kann als weitgehende Berücksichtigung 

5 z .B. Löwer,  Verw.Arch. 56, 146; Wilke,  Sgb. 1964, 350f.; Finke,  Sgb. 1968, 
397. Nur Kniesch  S. 507 hebt hervor, daß der materiell-rechtliche Tei l des Ver-
gleichs nicht ohne das Problem der öffentlich-rechtlichen  Verträge geklärt wer -
den kann, und betont den Zusammenhang von Rechtsnatur und Zulässigkeit des 
verwaltungsgerichtlichen Vergleichs. 

6 BVerwG DVB162, 600; BSG NJW 67,1822; 68,176. 
7 Dapprich,  Sozialversicherung Bd. 3, S. 79f.; Löwer,  Verw.Arch. 56, 149 f.; 

Haueisen,  DOK 67, 305 f.; DVB1 68, 285 f.; NJW 69, 122 f.; Peters-Sautter-Wolff, 
§ 101 Anm. la. 

8 Vgl. zu diesem Gesichtspunkt Thomas-Putzo  § 794 Anm. I I 1. 
9 Band I I , Te i l Β der Verhandlungen des 44. Deutschen Juristentages, S. Β 13. 
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und Anerkennung des Parteiwillens gekennzeichnet werden, dem oft-
mals mehr an einer schnellen Beendigung des Verfahrens  als an einer 
richtigen, d. h. an der objektiven Rechtslage orientierten Entscheidung 
gelegen ist. 

Nur eine unreflektierte,  vordergründige Betrachtung kann im ver-
waltungsgerichtlichen Vergleich einseitig die Vorteile des schnellen 
Verfahrensabschlusses  durch Vereinbarungen der Beteiligten hervor-
heben; zumindest muß im gleichen Maße angesichts des Gebots der 
Rechtmäßigkeit der Verwaltung vor den Gefahren einer uferlosen Aus-
weitung dieses Rechtsinstituts gewarnt werden: Der Bürger, des Pro-
zessierens müde, ist geneigt, schnell auf Kompromisse einzugehen, um 
Prozeß samt Risiko loszusein, während die Verwaltung ein Interesse an 
der baldigen Verwirkl ichung ihrer Vorstellungen hat und daher ver-
sucht, dem Bürger einen für ihn „akzeptablen" Vorschlag zu unterbrei-
ten, der sich nicht so sehr das Gesetz zur Richtschnur nimmt, sondern in 
erster Linie den Chancen einer „unkomplizierten" Erledigung des Pro-
zesses folgt. 

So gern die Praxis dem Vorbi ld des zivilprozessualen Vergleichs nach 
weitgehender Dispositionsfreiheit  der Parteien nachstrebt, so muß doch 
bereits an dieser Stelle auf die elementaren Unterschiede der Handlungs-
prinzipien im Privatrecht und im öffentlichen  Recht kurz erinnert wer-
den: an die der Privatautonomie gegenüberstehende und aus dem Ver-
fassungsgebot des Art . 20 Abs. 3 GG fließende Gebundenheit der Ver-
waltung. Unter Privatautonomie verstehen w i r „die grundsätzliche Mög-
lichkeit für einzelne, ihre rechtlichen Beziehungen zueinander durch in-
dividuelle Akte, insbesondere durch Verträge, selbst zu regeln"10. „Die 
Geltung des Grundsatzes der Privatautonomie bedeutet die Anerken-
nung der „Selbstherrlichkeit" des einzelnen in der schöpferischen Ge-
staltung der Rechtsverhältnisse11." Die dem Bürger im Privatrechtsver-
kehr zugesprochene „Selbstherrlichkeit" ist der Verwaltung durch 
Art . 20, Abs. 3 GG verwehrt, während der dem Bürger zustehende Spiel-
raum lediglich durch die allgemeinen Schranken der §§ 134, 138 BGB 
begrenzt wi rd 1 2 . Dagegen bedeutet prinzipiell die im Grundsatz der Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung enthaltene Gebundenheit, daß die Ver-
waltung nur im Rahmen bestehender Gesetze tätig werden darf 13. Eine 
außerhalb des gesetzlichen Rahmens handelnde Verwaltung ist gesetzes-

10 Larenz,  A T S. 91. 
11 Flume , S. G. 
12 Larenz,  A T S. 93. 
13 Wolff , Lehrbuch § 30 I I spricht von „Gesetzmäßigkeit i n negativem Sinne". 

Nicht angeschnitten ist die Frage, ob jede behördliche Maßnahme stets einer 
Ermächtigungsgrundlage bedarf,  sog. Vorbehalt des Gesetzes. Wolff , Lehrbuch 
§ 30 I I I nennt dies „Gesetzmäßigkeit i m positiven Sinne". 
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